
Primark versucht aktuell die Personalkosten zu 
drücken. Und die Rechte von Kolleginnen und 
Kollegen sollen bei diesem Vorhaben offenbar 
gleich mit eingespart werden. 

So ist bei einigen Beschäftigten das Recht auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall missachtet 
worden. Die Zahlung wurde eingestellt – eine 
existenzbedrohende Maßnahme! Der Arbeit-
geber sieht sich im Recht, spricht von einer 
neuen Rechtslage. Er behauptet, dass mehrere 
Krankschreibungen zusammenzufassen sind. 
Und da es sich dann faktisch um eine Erkran-
kung handele, seien die sechs Wochen Lohn-
fortzahlung ausgeschöpft. Das aber ist falsch, 
denn es liegen bei der Krankenkasse Meldun-
gen über unterschiedliche Erkrankungen vor. 

Hintergrund: Normalerweise wird bei mehreren 
Erkrankungen, die 6 Wochen Arbeitsunfähigkeit 
und mehr ergeben könnten, bei der Krankenkasse 
nachgefragt. Dabei wird geklärt, ob es sich um 
sogenannte Folgeerkrankungen handelt. Falls ja, 
zahlt die Kasse Krankengeld, wenn die 6 Wochen 
überschritten sind. 

DIE RECHTSLAGE IST EINDEUTIG

Primark aber verhält sich anders. Hier sollen 
Beschäftigte Nachweise erbringen und Diagno-
sen zur Verfügung stellen. Das ist rechtswid-
rig: Es reicht aus darzulegen, dass keine Folge- 
erkrankung vorliegt. Diese Information erhält 
der Arbeitgeber von der Krankenkasse. Solltet 
ihr ebenfalls solche Aufforderungen erhalten, 
kontaktiert sofort euren Betriebsrat und die  
ver.di-Rechtsberatung für Mitglieder!

Bekannt geworden sind bei Primark auch Fälle, 
in denen angedroht wurde, bei selbstverschul-
deten Arbeitsunfällen keine Lohnfortzahlung zu 
gewähren. Geäußert wurde auch die Erwartung 
an die Betroffenen, den Unfall nachzustellen. 

Tatsächlich ist die Rechtslage so, dass jeder 
Unfall während der Arbeitszeit ein Arbeitsunfall 
ist. Das gilt auch für Wegeunfälle. Und egal, ob 
jemand aus Ungeschicklichkeit über die eigenen 
Füße stolpert oder weil er/sie gegen eine 
Arbeitsanweisung ver-
stoßen hat, handelt es 
sich trotzdem um 
einen Arbeitsunfall. 
In letzterem Fall gibt es 
gewisse rechtliche 
Möglichkeiten, eine 
Lohnkürzung aber ist 
nicht statthaft.
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Bei einem Arbeitsunfall liegt die Haftung immer 
zunächst beim Arbeitgeber. 

Unser Ratschlag: Wenn ihr einen 
Arbeitsunfall habt und verletzt 
seid, geht zum Unfallarzt und der 
veranlasst alles für euch. Ihr habt 
lediglich euren Arbeitgeber über den 
Unfall und die Arbeitsunfähigkeit zu 
informieren. Das Nachstellen eines Arbeits-
unfalls ist im übrigen laut Betriebsverfassungsgesetz 
nur unter Beteiligung des Betriebsrates möglich.

Sparpotenzial sieht Primark offenbar auch da- 
rin, Personal möglichst billig loszuwerden. In 
letzter Zeit hat man etlichen Beschäftigten Auf-
hebungsverträge vorgelegt. Unser Tipp: Auf 
keinen Fall gleich unterschreiben. Hände 
weg vom Kugelschreiber! Ein Aufhebungs-
vertrag kann übrigens immer auch zur Sperre 
beim Arbeitslosengeld führen.
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Ich wurde geworben durch: 
Name Werber*in

Mitgliedsnummer

Ich möchte Mitglied werden ab 

Geburtsdatum

Geschlecht  weiblich  männlich        divers

0 1 2 0

Datenschutzhinweise
Ihre personenbezogenen Daten werden von der 
 Gewerkschaft ver.di gemäß der europäischen 
 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und dem 
deutschen Datenschutzrecht (BDSG) für die Be­
gründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft 
 erhoben, ver arbeitet und genutzt. Im Rahmen 
 dieser Zweckbestimmungen werden Ihre Daten 
ausschließlich zur  Erfüllung der gewerkschaft­
lichen Aufgaben an diesbezüglich  besonders 
 Beauftragte weitergegeben und genutzt. Eine 
Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit  Ihrer geson­
derten Ein willigung. Die euro päischen und deut­
schen Datenschutzrechte  gelten in ihrer jeweils 
gültigen Fassung. Weitere Hinweise zum Daten­
schutz finden Sie unter  
https://datenschutz.verdi.de.

Hiermit erkläre ich  meinen Beitritt zu ver.di  /  zeige Änderungen 

meiner Daten an1)  und nehme  die Datenschutzhinweise  zur 

Kenntnis.

Ort, Datum und Unterschrift

1) nichtzutreffendes bitte streichen

Ort, Datum und Unterschrift
  

Vertragsdaten
Mitgliedsnummer

 

SEPA­Lastschriftmandat
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE61ZZZ00000101497 
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.
Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto mittels Last-
schrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von 
ver.di auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: 
Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend  mit dem Belastungs-
datum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen.

Titel / Vorname /  Name Kontoinhaber*in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ / Ort

IBAN 

Deutsche IBAN (22 Zeichen)

Beschäftigungsdaten

 Angestellte*r  Beamt*innen  erwerbslos
 Arbeiter*in  Selbstständige*r

 Vollzeit     Teilzeit           Anzahl Wochenstunden:

 Auszubildende*r / Volontär*in / Referendar*in   Praktikant*in

  Schüler*in / Student*in (ohne Arbeitseinkommen)

  Dual Studierende*r    Sonstiges 

  bis

Ich bin / war beschäftigt bei (Betrieb / Dienststelle / Firma / Filiale)

Straße Hausnummer

   
PLZ Beschäftigungsort

   

Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Bruttoverdienst

 €

Lohn- / Gehaltsgruppe o. Besoldungsgruppe

Tätigkeits- / Berufsjahre o. Lebensaltersstufe

Monatsbeitrag

 €

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 
1 % des regelmäßigen monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch 
mindestens 2,50 Euro. Er wird monatlich zum Monatsende fällig.

 Beitrittserklärung
 Änderungsmitteilung

Jetzt 
Mitglied werden.

Es geht auch online:

mitgliedwerden.verdi.de

Ihr habt folgende Rechte: Das Gespräch unter- 
bzw. abbrechen und den Betriebsrat hinzuziehen. 

Den Vertragsentwurf mitnehmen, in Ruhe über-
legen und sich als Gewerkschaftsmitglied bei 
der ver.di-Rechtsberatung beraten lassen. 

Wir meinen: Der aktuelle Umgang von 
Primark mit vielen seiner Beschäftigten wird 

sich als keine gute Idee erweisen, denn das 
Unternehmen läuft Gefahr, auch öffentlich als 
unsozialer Arbeitgeber angesehen zu werden.
 
SEID SOLIDARISCH UND  
SCHLIESST EUCH ZUSAMMEN!  
GEMEINSAM SIND WIR STÄRKER,  
WERDET MITGLIED BEI VER.DI!

http://mitgliedwerden.verdi.de

